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Mut statt Mißmut

für ein liberales Deutschland

\'on Dr. OUo Graf LambsdorIT, MelB

Bundes\'orsitzender der Freien Demokratischen Partei

Mit diesem BeitraQ fordere ich zu einer Di"kussion tibet" notwendl­
<Je Kursentscheidunqen der deutschen Politik auf, cli .. \< .. ;'ne ,,;eitf'­
re VerzöQerunq dulden.

Dieser Beitraq will provozien'n zur I\useinandersetzunq über die
Zuk,mft unseres vereinigten Deutschlands. Vielleicht müssen wir
wiejer rlehttq streiten lernen, llm uns besser vertragen zU kön­
nen Wir müssen uns auseinanderset:z:en, um zusammenzukommen: .(ir
mehr Klarheit über unsere Zukunft,,,,lternativen und für mehr Red­
liclkeit über unsere politischen Absichten. Wir mÜSSen Konflikte
,,,jeder benennen und in der DiskUSSion radikal austraqen. Politik
muß klarer und transparenter werden.

Diese Schrift ist deshalb ein An(lriff auf f"lsche Ansprüche, fal­
sche Er·..artunQen und falsche Ver"prechungen Wir md!!"en Schluß
machen mit der Politik im Ge"chenkkarton. 7.u oft haben die Burg",
durchaus begeistert die VerpaCkUllg Qeöffnet lmd dann nichts als
Luft qefunden. Wir sind an einem Punkt, wO nicht m..hr alles mög­
lich ist, was wüns~henswert ist. Mehr denn Je rruß abqewoqen wer·
den. Machbar ist nur, wa!l iinanzierbar ist. Nur was eral'beitet
und erwirt!lchaftet wurde, kann verteilt werden.

Neu!> soziale LeistunQen und neue politische Wohltat..n kosten
künftiQ nicht nur Geld, sie kosten auch Einschnitte in bisherige
Maßnahmen. Wir mÜSSen künftig bei jeder nellen LeistllnQ abwäqen,
ob sie uns mehr wert ist als eine alte. Denn noch mehr finanzie­
runq durch Schulden wäre der endgliltige K,-jeQ Qeqen die nachste
Generation. Noch mehr Schulden zerstören die Z\lkllnft"Qrundlagen
dieser GeseLlschaft.

Wi[" haben die Einheit in Deutschland, aber wir leben in einem
zerrissenen Land:

Wir wissen, "aß unS' der VerfellungS'kalllpf aller gegen alle nur I" den Ru­
In führIln kann.
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T.otzdem wird der politische Wettbewerb von Part",en ,'nd V~"­

bänden mil imme,- neuen Versp,-echungen für >",,",n" ,~il e'\I,<I,,·''''''''
Wohlstand geführt.

Alle reden d"von, d(lß die deutsche Einheit oberste poUti~'('h(> I'r",dti,;f ha'
ben muß.

Tlotzdem trAgen nUt· went"e der Tatsache Rechnul1<,!, d"e Priel i­
tät immer auch heißt, daß anderes zweit-und drit1ranglg Wild
"Allfbau im Osten statt Ausbau im Westen" ist cl 10<:' "rl<! "rte J)e-­
ville, aber wenn es um die konkreten Verzichte g~ht, ::'ll'Jf,t die
Einsicht. Wo ist der Beitrag de1" westdeutschen e"nd.. slander
zUr deutschen Einheit?

Der Sozlolfsmus Ist lot.

Trotzdem glauben immer noch viel zu Viele Menschen, daß es de~

Ärmeren besser "inge, würde man nur den Reichen das Geld weg­
nehmen.

Alle wissen, daß es mehr Wohlstand nur durch mehr [.elstung g"be~ kar.n.

Trotzdem erwarten <;Iroße Mehrheiten eine ständige Verbesserung
ihrer Lebensqualität, eine immer größere Ausweitunt,j ihres Kon­
sums bei immer besserem Umweltschutz und gleichzeitig wenig~r

Leistung.

Die heutige Informatiom;gesellschaf! fordert mehr denn te Indlvfduatllät,
XreatlvUät und Tle;dbllltät des einzelnen Bürgers und der GeseUschajl

Trotzdem werden mt t der zähen Verteidiqung Al ter Be'ü tzsUi"de.
mit immer neuen ReQelung..n, Einschränkunqen und Verbote" viele
neue Chancen fur eine individuelle Gesellschaft der ZUKunft
kaputtQemacht.

Das Ansehen von PolfW:ern und Parfeien Ist auf einem Nullpullkt.

Trotzdem erwarten viele Bur<,;er mehr denn je eine allzuställdi<,je
ProblemlösunqsKompetenz der Politik für fast jede frage unse­
rer Zeit.

VIele Mlmonen Bürger sind überzeugf davon, daß sIe selbst die besserlm
Entscheidungen für unser Land IrerTen würden.

Trotzdem sind nur 2% aller Deutschen Mitqlied einer Partei "nd
wirken so an der politischen WillensbildunQ mit.

Grundsätzlich 18t Jedem eInsichtig, daß die heuligen Sachfragen in dIeser
Interdependenten Welt in außerordentlich komple~en Zusammenhäng/!n si/!­
hen und l:ahllose Elnzelinformaffonen In dfe Grundlagen für Entschetdungen
einfließen.
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Trotzdem lumme :lle Nelqung zu, die Welt in schlichte Ja/Nein­
Alternativen einzuteilen, im SchwarzjWeiß-Geqensatz zu arqu­
mentieren und Entweder/Oder-Entscheidungen zu treffen und den
Vereinfachern auf den Leim zu kriechen.

Das IntormaUonsongebot ....01' nIe größer.

Trotzdem nimmt -I1e Orientienlilg ab und die heuti",e Qroße Frei­
heitschance für selbstQewählte Bindun<;!"n und für selbst<;lewähl­
te Wertebezüge wird nur wenig genutz;t. Beliebigkeit hat Hoch­
konjunktur.

BIslang /:sI unser Wohl.itand In Wesl-Deul.ichland stetig ge\olQchsen, dIe
oersönllche Sltuatlon sehr vIeler Menschen Isl gut bIs sehr gut.

Trotzdem ist der Pessimismus bei vielen Deutschen die ausqe­
präqteste Erwartunqshaltung. Vor allem in der politischen Dis~

kussion in der ~evölkerung liegen sich viel zu viele nur jam­
mernd in den Arnen, klagen über die böse Welt, die fürchterli­
chen Zustände u'\d die miserablen Zukunftsaussichten. Gleich­
wohl ist Deutschland Weltmeister in Freizeit, Urlaubsreisen
und Luxuskonsum

01< repräsentative Demokratie hat abqehoben und das strukturell,
nicht allein durch fehler und Versäumnisse. Die Legitimität der
Denokratie bröckelt. weil sie zu weit weg ist von den Menschen.
Politik ist zuwenig ein Teil der Gesellschaft. Nicht nur in
De'tschland, sondern fast überall nimmt die Politikverdrossen­
heit zu. Dabei spielt Politik im Denken vieler Bürger eine gedn­
qe und fast nebensächliche Rolle. Die Auswirkungen politischer
Ent scheidungen auf das Alltagsleben der Menschen werden nur wenig
ge<ehen. Politische Forderungen werden ohne Rücksicht auf Konse­
qu<nzen aufgestellt, kaum jemand fühlt Sich verantwortlich für
dir Folgen der von ihm gewünschten Entscheidungen. Das BeWUßtsein
fUI die Wechselbeziehungen zwischen Staat und Eürger geht verlo­
rel. Das Anspruch!5denken wächst, der Staat wird zum Warenhaus 030­
zi,ler Gratisleistungen. Die Verantwortlichkeit für die Lei~

st\ngsfähigkeit d .. r sozialen Systeme wird allein der Politik z'l­
ge'choben. Aus Staatsbürgern werden Staatskunden.

Meilenweit sind wir vOn einer Bürgergesellschaft entfernt, die in
eirer qelebten demokratisch-pluralistischen Kultur bei Mitbetei­
li~ung und Mitverantwortung der Bür<;ter die Zukunftsentscheidungen
trifft. Meiienweit sind wir von einer Burgergellel15chaft ent~

fel nt, in der sich der Bürger selbst für das Leben in seiner Ge­
meinde. für soziale Probleme \md fUr eigen(' Belange engagiert und
selbst VerantwortUtlq Übernimmt.

Für mich stellen ~i.ch vier entscheidende Fragen für eine demokra­
tische, wirtschaftlich erfolqreiche und sozial gerechte Zukunft
Deutschlands:
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Was brauchen wir für die weite!."e deutsche E nheit - materiell
und psycholoqisch?

wie können WÜ" die Soziale Marktwirtschaft lind Wettbewerb zum
allseits akzeptierten gesellschaftlichen Ordnunqsprinzip ma­
chen'

Wie schaffen wir für die Menschen an..,esicht" der Vielfalt von
Optionen befr iedigende indi 'lid""ll" Perspek t i 'Jen, dami taus
Vielfalt deI: Möglichkeiten nicht Verunsichelung wächst und aue
Freiheit nicht Furcht wird.

Wie können wir die Politik wieder zu einer Sache der Menschen
machen?

WIr brtlllChen Mut statt MIßmut in Deulschland.

Die zentralen AntwortfeldeIC lIind für mich:

1. Die de\ltsche Einheit und die Wirtschaft

2. Der Verteilungsstaat und die falsche Sozialrolitik

3. Die Überwindung der politischen Vertrauen skI ise
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1. Die deutsche Einheit und die Wirtschaft

/l", ""/lir/ich.. /1"""1...,, irdn M,,,,,~,',,_ ',,,Ir I "t' '" "N!><>""". ;'1, K'Cfl""
"~eI, fici und ,ir",", 1I"",."d ""'c/,,·,, "mI '''' ." ",MI",}'.", ,t""kh. (f,4! r.< 11""- ,,{­
{rill 'md ,,;'ne /lN<I",,,I,,i,/,! "'" ,/", I ",I< '" 11'"",,,,,,,<1 ,md 11m" {li/ll"", ,,,,,.
d",,, oll"" """,1",1 «"".iMid,,· 1/""/,,,,;,,,. ."il d" .." dir I", h,i' """ucMi,I,rr
(;".-r~,' .<i,· "''' "11..,, aß," ",,,,,,,,-,, "",/lI(" ,d",,,';,,,l",, k,,,,,,

Die innere Einheit bleibt das Thema Nr. 1 deutscher Politik. Auf
die5e Aufgabe müssen alle Kräfte kon1;entrie"t werden. Wer jetzt
"kleckert statt zu klotzen", macht diese Auf<;labe nur imrne~ teu­
rer. Es kann dem Westen auf D<luer n/cht gut gehen, \oien" es dem Osten "ur
Dauer schlecht gehl.

Dabei kommt eS in erster Linie auf die inveBtive, nicht die
konsumtive VerwendunQ der Mittel an - also auf eine einfache und
überschaubare FörderunQ privater Investitionen. Es kommt auf die
Wiederherst .. llung d .. r zerstörten Infrastrukturen an statt auf den
immer w.. it .. ren Ausbau Von BeschäftiQunQsgesellschaften und zwei­
tem Arbeitsmat-kt. KonzentraUon der Kräfte auf den Aufbau Ost ist im
Interesse aller Deutschen: für wettbewerbsfähige Arb.. itsplätze
und bezahlbare Wohnungen. Wir können diese AufQabe nur leisten,
wenn WaChstumskräfte und Stabilität nicht beschädiQt werden:
Wachstum im Westen muß die Transferbrücke (ür den Osten stabili~

sieren. Die Konjunktur im Westen ist aber in einer kritischen
ÜberQanQsphase.

Schon jetzt hat sich das Wachstum merklich verlangsamt. Die
WachstumsprOQnosen werden für Deutschland Ost und Deutschland
West zurückQenommen. Finanzpolitik, Geldpolitik und Lohnpolitik
Qreifen nicht ineinander. Gleichzeitig besteht angesichts der
vi e 1 (ä 1t i gen sozia len, vertei lungspoli ti schen, umwel tpoli tischen
od.. r int .. rnationalen Ansprüch .. die Ge(ohr der gesomt ....frlschoftllchen
Lelslungsüberforderung. Eine Rezession wird nur zu vermeiden sein,
wenn es gelingt, die einzelnen Politikbereiche wieder besser auf­
einander abzustimmen, die Ansprüche auf das Machbare zurückzu­
schrauben und die Prioritäten neu zu setzen. In der marktwirt­
schaftlichen Ordnung der Bundesrepublik sind mit guter Begründung
die Verantwortungsbereiche getrennt. Insbesondere Qefordert sind
die Wirtschaftspolitik, die Finanzpolitik, die Sozialpolitik und
dIe Einkommenspolitik. Eine Abkehr vOm geldpolitischen Kurs der
monetären St~bilität darf es nicht Qeben Es würde alles noch
schwieriQer we["den. Auf dem Arbeitsmarkt bleibt die Lage kri.­
tisch, weil hohe Tarifabschlüsse im Westen und stark überzogene
Lohnanpas"ung im Osten Arbeit"pliitze vernichten. Nur wenn die
Wirtschaft im Westen leistungsfähig bleibt. kann der Aufbau 1m
Osten finanziert werden Wenn die Kuh im W'!sten verhuElqert, qibt
sie kelne t~ll<::h für den Osten.
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Die straf!e Geldpolilik und eine I"In(lnzpoUtlk der strikten Ausqaben­
disziplin werden spätestens ab 1993 spürbar rer.triktiver wirken.
DlIS muß die Wachstumskräfte nicht schwächen, \.",nn Wirtac:haftspo­
litik und Tarifpartner diese unmißverständliche Rahmenbedinqung
el'nst nehmen: Oie TarjfobschWsse im Westen müssen unterhalb der
Produktivitätsentwicklung lieqen, weil neue Arbeitsplätze in qanz
Deutschland Vorranq vor Einkommensverbe"serungt,n für Arbeite­
platzbesitzer haben mÜssen. Umso leichter können der Geldwert und
die Haushalte von Bund, Ländern und Cemeinden ohne ne<;lative Aus­
wirkungen auf die Beschäftigung konsolidiert werden. Je mehr die
Wirtschaftspolitik durch Privatisierunq, Derequlierung und Unter­
nehmenS6teuerreform von der Anqebot6seite her die Wachstumskräfte
stärkt, desto mehr kann auf der Nachfraqeseite auf einen restrik­
tiveren Kurs verzichtet werden.

Von der WeUwlrlll'chaft könnten zuverlässiQere Wachstumsimpulse aus­
<,lehen und die kritische La<,le entspannen, wenn die Uruquay-Runde
des GATT endlich erfolgreich abqeschlossen würde.
Deutschland mit seiner starken internationalen Verflechtunq hilft
sich auch selbst, wenn es konsequent für freieren Welthandel ein­
tritt: LiberalisierunQen haben Deutschland seit jeher Vorteile im
internationalen Standortwettbewerb gebracht.

Solide Finanzen, stabiler Geldwert und qesellschaftliche Stabili~

tät müssen die dauerhaften StandortmerklIlaie Deutschlands sein. Län­
der mit der Bonität Deutschlands oder der Schweiz haben traditio­
nell Kapital zu günstigeren Konditionen bekomm~n als Länder mit
Geldwertproblemen und sozialen Konflikten. Diese Bonität brauchen
wir jetzt um so mehr für die Aufbauarbeit im Osten.

Kapital ist heute knapper denn je, weil die weltweite Reparatur­
arbeit an der Hinterlassenschaft von 40 bis 80 Jahren Sozialismus
beqonnen hat: schrottreife Produktionsanlaqen lind Infrastruktu­
ren, verfallene WohnunQen, zerstörte Umwelt. Die westlichen Indu­
strieländer haben allerdinqs ebenfalls zu weltwirtschaftlicher
Kapitalverqeudunq, qerinqerer Kapitalbildunq und schwächerem
Wachstum durch FehlkonstrUktion unserer Systeme der sozialen S1­
cherunQ, durch bürOkratische UberrequlierunQ, Frotektionismus und
Dauersubventionen beiQetrsQen. Von diesem Ballast müssen wir die
Wachstumskräfte auf der Anqebotsseite befreien.

Deshalb fordere Ich:

Wir müssen an die erfolqreiche PollUk morktwirtschatlllcher Erneue­
rung in den 80er Jahren anknüpfen - nicht trotz des Aufbau~

Ost. sondern für einen schnelleren AufschwunQ Ost.

DafUr brauchen wir marktwirtschaftliche Ordnunqspolitik, die
auf Kontinuität, Berechenbarkeit und qesellschaftliche Stabi­
lität setzt. Hektischer Aktionismus und immer neue Staatsin­
terventionen wUrden dage<;len den Aufschwunq nur bremsen: "Mut
statt Mißmut" verlanqt klare Pel·spektiven und RahmenbedinQun­
gen für den Fleiß der Menschen. für Unternehmer. die Arbeits­
plätze schaffen, und für private Investoren.
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Kernstück jeder Politik für den Standort Deutschland muß die
Haushal!skonsolldlerung bel Bund. Ländern und Gemeinden sein. Wenn
das Ausgabenwachstum auf diesen Ebenen durchweg auf 2,5 % zu­
ruckqefahren würde, könnten allein daduICch fast SO Mrd.
D-Mark eingespart wa,-den. Jeder WachBtums-Prozentpunkt durch
Politik für wirtschaftliche Dynamik im Westen bringt Steuer­
mehreinnahmen von 43 Mrd. D-Mark. Die KOflnolidierunq muß
selbstverständlich auch die vielen Nebenhaushalte und die Ein­
dämmung der Haushaltsrisiken durch Treuhand-Defizite, Entschä­
diqunqsreqelungen und Osteuropa-Kreditgarantien mit einschlie­
ßen.

Jedem, der behauptet, HaushaltskonsolidieruflQ durch EinBparun­
gen sei blauäu~ig, weil er statt dessen auf Steuererhöhungen
setzt, sage ich: Das ist Kapitulation vor der Konsolidierungs·
aufgabe und würde immer wieder die nächste Steuererhöhung nach
sich ziehen. Hier liegt die eigentliche Gefahr aller Steuerer­
höhun~spläne. Jeder Investor im Inland und Ausland würde dies
als Abkehr von finanzpolitischer Solidität deuten.

Ungebremste Neuverschuldung führt in die Verschuldungsr,,/le;
Zinslasten fressen die Mehreinnahmen aus Wachstum auf und ge­
fährden so die Grundlagen für Wohlstand, soziale Leistungen
und Umweltvorsorge. Mit Steuererhöhungen statt eisernem Sparen
schwächt man nur die Wachstumskräfte und die Kräfte gesamt­
wirtschaftlicher Vernunft in den Tarifverhandlun~en.

Deutschland muß wieder die Nummer 1 In ,"ark!\o>irf.tchartllcher Ord­
nung.tpoifffk werden. Wir sind nicht mehr unangefochtener interna­
tionaler Primus bei den ordnungspolitlschen Rahmenbedingungen.
Unsere wichtigsten Wettbewerber haben das Erfolgsrezept der
deutschen Marktwirtschaft mit zunehmendem Erfolg übernommen
und ausQebaut: Geldwertstabilität, Haushaltskonsolidierunq,
Wettbewerb, eine leistungsfördernde Steuerreform mit abgesenk­
ten Sätzen bei jenen Steuern, die auf Leistungs- und Risikobe­
reitschaft einwirken sowie Privatisierung und DeregulierunQ.
Wir haben weiterhin Standortvorteile durch Qut ausgebildete,
leistungsfähige und fleißige Menschen, durch eine lange Tradi­
tion marktwirtschaftlicher Ordnung. Aber fleißig und lernfähig
sind auch andere.

Verantwortung fül· die innere Einheit Deutschlands tra'}en auch
die T"rfh."rlner. Von ihnen müssen die gleiche Ehrlichkeit und
der gleiche Mut gefordert werden, die zu Recht von den Politi­
kern erwartet werden: Es geht darum, überzogene Ansprüche an
den Ausbau West zurückzuschrauben und darum, daß die Verweige­
rung, sich auf die neue Lage in Deutschland und Europa umzu­
stellen, endlich aufbricht.

Wir brauchen tsrtnung.tklauseln In den Tarlrvertriigen, notfalls durch
Eingriff des Geßetzgebers. Denn wir können uns in Deutschland
eine Kombination explodierender Lohnzusatzko5ten und extremer
Starrheit bei Tnrifvere1nbarungen und Maschinenlaufzeiten
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nicht länqer erlaub",,.,. Flexibilität durch öffnungsklauseln bei
den Tarifverträqen hrauchen wi,. vor allem in den neUen Bumles­
ländern. Bei vielen Arbeitsplätzen kann dort heute niemand ge­
nerell wissen, zu welchen Lohnsätzen ostdeu,:sche Betxiebe wie­
der wettbewerbsfähiq werden oder wettbewerb~fähiq bleiben kön­
nen. Am ehesten werden je nach l-eqionaler und betrieblicher
Lage die Betriebsräte und Unternehmer wissen, auf welche Ent­
lohnung man sich vorläuftQ einiqen kann, um IIrbeitsplätze Zll
sichern.

Wir b ....uchen Arbeitsplätze statt BeschäftigungstherapIe. Jeder sanie­
rungsfähige Betrieb muß durch Starthilfe und flexible Tarif­
vereinbarungen eine Chance bekommen. Wenn sich z;eiqt, daß
selbst Lohnzurückhaltunq und staatliche Förderung nicht ausqe­
reicht haben, einen Betrieb innerhalb einer vorqegebenen Frist
wettbewerbsfähiq zu machen, dann sind die Arbeitnehmer weniq­
stens bis dahin in einem solChen Betrieb in echter Arbeit qe­
wesen, haben ihre Fähigkeiten nicht verkümmern lassen und sind
nicht dem Frust von Arbeitslosigkeit und Beschäftiqungsthers­
pie-Gesellschaften unterworfen qewesen. Dann haben sie sich
wirklich weiterqualifiziert.

Die uberschnelle AufholJClgd bei den Löhnen vernichtet Arbeitsplät­
ze. in vielen Standorten der neuen Bundesländer werden 1993
die Arbeitskosten bereits höher liegen als 1..8. in Japan. Das
ist unausweichlich, wenn man sich an Stuttgarter Tarifab­
schlussen orientiert. Niemand erwartet jedoch. daß die Produk­
tivität der ostdeutschen Standorte in den n~chsten Jahren auch
nur annähernd so hoch sein wird wie in Japsn. im Vergleich zu
Westdeutschland lieqen die Lohnstückkosten in der ostdeutschen
Industrie bei 216 %! Wenn Arbeit<;leber und Albeitnehmer weiter­
hin konjunkturschädliche, mittelstandsfeindliche und arbeits­
platzvernichtende Tarifabschlüsse vereinbaren, mussen sie sich
nicht wundern. wenn die Forderunqen nach staatlichem Einqriff
in die Tarifautonomie lauter werden.

Bei der Einschätzunq . wie schwer der Aufbau in den neuen Bun­
desländern sein wird. hat es zwar viele Irrtümer qeqeben. Aoer
jeder hat qewußt oder wissen können, Wettbe~erbsfähige Ar­
beitsplätze in den neuen Bundesländern können nicht qe"chaffen
werden, wenn die Lohnsätze völliq von der Ploduktivitätsent­
wicklunq abgekoppelt werden. Diese Abkoppelt,"q haben aber die
Tarifabschlüsse und die Entwicklung der Lohnzusatzkosten qe·
bracht.

Mit Starthilfen für ostdeutsche Unternehmen mussen ",ir bei der Um­
stellunq auf Wettbe",erbsmärkte "Zeit kaufen" und durch lanq'
fristiq kalkulierbare Förderbedinqunqen für verstärkte privlte
investitionen in ostdeutsche Betriebe sorqen. Ostdeutsche Ac­
beitsplät7.e müssen vor allem im Mittelstand qeschsffen werden,
denn ohne einen breiten ,'Illttelstand qibt es keine Marktwirt­
schaft, fehlt qesellschaftliche Stabilität. In den neuen Bun­
desländern fehlt trotz der erfreulichen Zahl von Existenzqr,in­
dunqen vor allem der industrielle Mittelstand. Überdimensio-



nierte CrOßbetl iebe der ostdeutschen Indu5trie Qehören 'l:ur 50­
'l:ialistischen Erblast des Staatsmonopolismus.

Die Dauersub"enHonen müssen deutlich red\l'l:iet·t werden, not­
falls durch ein Haushai tsstrukturqeset'l:. E~ kann nicht länger
hinQenommen werden, daß 'I:.B. den Arbeitern in der ostdeutschen
Braunkohle ein Abbau von durchschnittlich über 30.000 Arbeits­
plätzen pro Jahr bei Abfindunqen von 5.000 DM pro Beschäftig­
ten zuqemutet wird, während die westdeutsche Steinkohle einen
Abbau von durchschnittlich 3.000 Arbeitsplätzen pro Jahr bei
Umstellunqshilfen von 100.000 DM pre BeschäftiQten als sozial
unzumuthar 'l:urückweist. Das kann in Westdeutsch land so nicht
bleiben.

Das Planungsrecht muß für OsldeutschlQ1ld wreJnracht "'erden. In Ost
und West brauchen wir Abbau VOn Bürokratie und Requlierunqen
statt Wiederbelebunq von alten Re'l:epten diriqistischer lndu­
striepolitik, die nichts anderes ist als Planwirtschaft in an~

ierem Cewand. Wir brauchen PrivatisierunQ, damit sich der
'>taat suf seine wichtiqen, hoheitlichen Aufqsben konzentriert.
iamit wir weniQßr Bürokratie, aber eine leistunqsfähigere
~taatsverwaltun'l bekommen - für den ein'l:elnen Bürqer, für ei­
tlen achnelleren Aufschwung Ost und für den internationalen
Wettbewerb.

He Rerorm der Unternehmensbeslltuel'l.mg und der Gemeindefinanzen
,owie die Neuordnunq der 'inanzbeziehunQen zwischen Bund, Län­
,lern und Gemeinden müa"en aefert anqeqangen werden. Zu einem
'ltarken Standort qehören steuerliche Entlaatunq der Unterneh­
,nen im Interessfl bestehender und neUer Arbeitsplätze, lei~

,tunqstarke Gemeinden und Reqionen. Wir brauchen eine au(kom­
l1ensneutrale Reform der Unternehmenssteuern noch in dieser Le­
'li slaturper iode

\/ir brauchen eille neue rlnanl"errassung. weil ohne Reform der
l;emeindefinanzen und des E"inanzallsqleichs die Reform der Un·
'ernehmenssteue!'n nicht vorankommt. Die F .0, P, hat das Kon2:ept
J'ür eine Neuordnunq der deutschen .inanzver!assunq entwickelt:
llie Gemeinden el halten als Ausgleich für die Abschaffung der
(:ewerheste\1er Einnahmequellen, die robust sind 'Je'Jen I(on­
iunkturschwankunqen: die Beteiliqunq an der Umsat'l:steuer und

Hn der Mineralölsteuer.

lch schls'Je darüber hinaus vor, daß die Gemeinden das Recht
nuf einen eiqenen Spielraum für Zu- oder Abschläqe bei der

Lahn- und Einkollllllensteuer erhalten (Art. 106. Abs. 5 GG). Statt
des heute zUQewiesenen Anteils von pauschal 15~ könnten dann
l,ünfti'J in eiqener kommunaler Entscheidun(J 13~ oder auch 17~

als Gemeindesteuer erhoben werden. Das sind die Eckpfeiler für
quantitativ und qualitativ mindestens 'Jleichwertiqe Gemeinde­
finanzen bei AbEchaffunq der Gewerbesteuer und der betriebli­
chen Vermoqenssteuer. Die Bundessteuer muß dann um diesen Satz
\Jesenkt werden.
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<ür die neuen BUlldeslände>: beschleunigt ein.. solche Neuordnung
der <inanzverfas"ung einen fairen Liinderfinanzausgleich. Schon
vor seinem Inkrafttreten muß die <inanzausstatttlng det· Gemein­
den in den fünf ]leuen Bundeslände>:n schnell verbessert werden.

Im WohllUn9Sm(lrlct müssen wir auf mehr Markt ulld Baulandmobili­
sierung setzen. Die niedrigen Mieten im Osten sind keine "Er­
rungenschaft" des Sozialismus, der nun nachzutrauern ist; sie
sind vielmeh>: eine Erblast: sie sind die Ursache für den ver­
rotteten Wohnungsbestand und für Zu wenig Wohnungen. Auch im
Westen würden Mietstop-Versuche nur zU weniger Wohnungen und
deswegen zU höheren Mieten führen. für einkcmmensschwache Mie­
ter ist Wohngeld der beste Ausgleich; sozialer Wohnungsbau
darf nicht in die unsoziale Falle der Fehlbelegung führen.

Um",eltpotlUk muß den gleichen gesellschaftlichen und politi­
schen Rang erhalten wie die ökonomische Stacilitat und die so­
ziale Sicherung. Die Leistungskraft einer Volkswirtschaft wird
in Zukunft davon abhängen, ob es gelingt, mit marktgerechten
Mitteln umweltfreundliche Verfahren und Produkte durchzuset­
zen. Auf die wirklich vordringlichen Maßnahrren der Umweltvor­
sorge können wir aUs Verantwortung für unsere Kinder nicht
verzichten. Das wäre so falsch wie die Belastung künftiger ,e­
nerationen durch ausufernde Staatsverschuldung, durch Kapit~l­

vergeudung im leistungsfeindlichen, bürokratischen Stückwerk
der sozialen Sicherung.
In Deutschland müssen wir zwischen Ost und West abwägen. Bei
allem Verständnis für die Notwendigkeit von Umweltvorsorge
kann es nicht länger angehen, daß z.B. im Westen bei der Ab­
wasserreinigung 98 ~ erreicht werden müssen, während die mei­
sten Gemeinden an de~ Saale ihre Abwässer weiterhin ungeklärt
einleiten. Kurz hinter Wittenberge wird dieses Umweltprobien
von Sachsen-Anhalt und Brandenburg zum Umweltproblem für Ni~­

der sachsen , Schieswig-Hoistein und llamburg, spätestens in d~r

Nordsee für uns alle.

Die Industrleguellschart muß nlchl FeInd der Um",el! sein. Die heut.
ökonomiSCh hochentwickelten Länder müssen ater der Tatsache
RechnunQ tragen, daß ihr Wohlstand auch auf dem weltweit üblr­
mäßigen Verbrauch an natürlichen Ressourcen bel·uht. Es ist
deshalb Sache aller Länder, sich umzustellen.

Weil Umweltvorsorge ein globales Problem ist, muß Entwick­
lungshilfe auch an ProQramme für die Kartlrall" des Bevölkerungs­

wachstum" <;jebunden werden. An der EindämmunQ des Bevölkerungn­
wachstums in der Dritten Welt fllhrt kein Weg vorbei, im Int·,r­
esse der Menschen und der Umwelt. Eine Weltt·evÖlkerung von 11
Mrd. Menschen im Jahre 2005 ist ein Alptraum. Eine Weltbevöl­
kerung von 8 Mrd. Menschen macht alle Anstrengungen der Ar­
mutsbekämpfung und des Umweltschutzes vergeblich.
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2. Der Verteilungsstaat und die falsche Sozialpolitik

Pr/" Sioal • dn! i." di., I{mJl,. IIIu.fim,. da(! i'delmd'la 0''( "'. ,Wrn ,,,,, rcdn"'''''''
Irbrll kaM.

Kein BeQriff in der Politik ist so unklar und emotional beladen
und damit Qrenzenlos manipulierbar wie der des "Sozialen". Unsere
Sozialpolitik ist zur Spielwiese (ü" Hei lsp"ediQe" der sozialen
Beo;;lückunQ Qewo"den. Oe" "zwanQsbeQlückte" BÜl'Qe" merkt Qar nicht
mehl'. wie er durch ..taatlich verordnete Hilfe im Sozialbereich
imrrer mehr in AbhänQIQkeit und UnmündiQkeit QedränQt wird. Er
sieht nicht, in welchem Ausmaß die SozialleistunQen, die er er­
hält, von ihm selbst bezahlt werden. Unser So?ialsystem Qleicht
einem Qrandiosen Verschiebebahnhof mit ständig wechselnden Ab­
farrtszeiten und BahnsteiQnummern - bürokratisch, intransparent
une für den BürQer nicht mehr nachvollziehbar. Daraus resultiert
ein Anspruchsdenken in astronomischen Größenordnungen.

Ausgobenzu\oIGchs und die demographische Struktur in der Bundesrepublik
machen ein ständig härteres Anziehen der Schrauben Beitragserhö­
hunQ, LeistunqskürzunQ und - für die Rentenversiche"unQ - Verlän­
qerunQ der Lebensarbeitszeit unausweichlich. wenn nicht qesteuer­
te ZuwanderunQ das Cenerationenverhältnis ins CleichQewicht
brinqt. Die BeitraQssätze Zu den Sozialversicherunqen sind aber
bereits bis zum AnschlaQ hochQedreht. Weitere Abqabenlast und
Lohnnebenkosten werden zur unQeordneten Selbstauflösung führen,
wie sie bei der Qesetzlichen KrankenversicherunQ bereits beQon­
nen hat, Atlf die strukturellen Probleme reaQl"rt die Politik mit
Notreparaturen. Auch der aktuelle Entwurf der Cesundheitsreform
ist keine wirkliche Reform, sondern eine Reparatur der Reparatu­
ren.

Desholb fordere Ich:

Soziale Siehe"heit darf nicht länQer hypertrophierte, staat­
lich sanktionierte allumfassende Sicherheitssysteme heißen,
sondern muß dem BÜ"Qer Anreize bieten, elgenveronho"ortllche Vorsor­

ge Qeqen typische Risiken zu treffen. denen der Mensch ausQe­
setzt ist. Nur dadurch wird Sozialpolitik ~uf ihren r~tiona­

len Kern zurüekQeführt, allen BedürftiQen eine menschenwu"di­
Qe Existenz zu sichern.

Das System der Sozlalleh'tungen insgesamt muß iJberslchttlcher, tronspa­
renter und für den BUrQer begreifbarer Qestalt.et werden. Mit der­
zeit ca. 90 SozialleistunQen, die von über 40 Behörden Qe­
währt werden, ist das nicht zU machen.



12 -

Oer gordische Knot ..n in UnSerem Fürsorgest"nt liegt in der
~(In".iißfgen Ve,...../rrung der Men.:>chen. Die Arbeitllehmer werden dat"­
über hinweqqetäu~cht, was ihnen vom Staat alles aus der Ta­
sche gezogen wird. Künftig müssen wie in Fr,,"kreich olle Lohnbe­

slandlelle an die Arbeitnehmer ausgezahlt ....erden einsehl ießlich aller
Arbeitqeber-Anteile zu den SozialversicherunQen. Nur so kann
dem Arbeitnehmer bewußt qemacht werden, wie hoch die Abgabf'n­
und Steuer last ist. Nur so kann dem Arbeitnehmer klar qema~ht

werden, daß er auch den Arbeitqeberanteil mit se~ner Arbeit
en.trtschaften muß. Nu!:" 80 kann dem Arbeitnehmer vor Au"en ge­
fÜhrt werden, wieviel seiner SoZialleistungen in den Bürokla­
tien versickert, lind wie wenig er zurückbekommt.

Drln<;lender llandlun<;lsbedarf besteht für eine wirkliche Refol m
der sozlnlen Krankenversicherung. die den vom Schicksalsfall
Krankheit getroffenen Bürger auf Dauer schützt und bezahlb"'r
bleibt. Das kann nur ein an marktwlrtschaftlichen Grundsät.en
ausqerichtetes Gesundheitswesen leisten. Für die Bürger muß
Wahlfreiheit qeschaffen werden; die Leistungserbringer müs~en

sich dem Wettbewerb stellen.

Alle Bürger müssen eine Mlndeslslcherung für den Krankheitsfall
abschlieBen. Für die Auswahl des Versicherers haben sie Wahl­
freiheit. Der Umfang der Mindestsicherung entspricht dem bis­
herigen Leistunqskatalog der Gesetzlichen Krankenversichen,ng
bei A.usschluß aller medizinisch nicht unbedingt notwendigen
Leistun<;len (Ne<;lativliste).

Da diese Grundsicherung niedriqere Versicherungsbelträqe im
Ver<;lleich zum jeztigen System ermöglicht, steigen die Netlo-Eln­

komm.en der Arbellnehmer. Es bleibt jedem einzelnen überlassen
ob und in welChem Umfang er sich über die Grundsicherung hin­
aus versichert. Der mündi<;le Bürger kann selbst entscheiden,
wieviel er von seinem Einkommen für Risikoversicherung aus<;le­
ben will.

Für die <;lesetzlichen Krankenkallsen bedeutet das, daß sie wie­
der zu echten Verllicherungen werden müssen, die untereinander
um Versicherun<;lskunden konkurrieren. Das Sachleistunqllprinzip
wird abgeschafft. An seine Stelle tritt das Kostenerstaltungsprln­
zfp. Ober die Höhe einer eventuellen Selbstbeteiligung im Ve('si­
cherungsfall entscheidet jeder Bürger selbst.

Ein solches System beseitiqt die Anreize. die Einrichtungen
des Gesundhei tesystems zu mi ßbrauchen (mol'al hazard).

ArbeUsloSllngeld. Bezahlung in /IBM-Maßnahmen und Beschäftigungs­
gesellschaften müssen nach Höhe und Dauer so bemessen werden. daß
<;lenü<;lend Anreize zur Aufnahme eines Beschäfti<;lun<;lsverhältni~­

ses im normalen A.rbeitamarkt bleiben. (Auch die Sozialhilfe
eim.chließlich ZUllatzleietungen muß daraufhin überprüft wer­
den, ob sie diese Bedingunq erfüllt).
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Die Kriterieh oer Zumutbarkell für die Aufnahme eines angebote­
nen Arbeitsverhältnisses müssen wieder strikter gehandhabt
werden. Insbesondere im Hinblick auf die ,,,,giona1e und sek­
tora!e Mobilitiit. Angesichts der 'Jewaltiqell Umstellungen. die
den Menschen in Ostdeutsch land abverlangt 'md von ihnen akzep­
tiert werden (Pendlel"!). ist es unakzeptabel, wenn im Westen
Arbeitnehmer einen nur wenige Kilometer entfernten Ersatzar­
beitsplatz als unzumutbar ablehnen, wie wir es 1987/88 in
Rheinhausen erlebt haben.

ABM-Mittel dürfen nicht 80 eingesetzt werden, daß sie die Ent­
wicklung eines gewerblichen Mittelstandes - vor allem in Ost­
deutschland - gefährden.

ABM-Mittel und Besc:häftiQunQsqesellscharten sind qlelchwohl
anqesichts der sehr hohen Arbeitslosiqkeit in den funf neuen
Bundesländern zur Zeit unverzlchtbar. Es muß aber versucht
werden, einen Teil der ABM-Maßnahmen so zu qestalten, daß sie
fur die Betroffenen in dauerhafte Arbeitsverhältnisse auf dem
normalen Arbeitsmarkt einmunden. Hierfür wäre es hilfreich,
wenn die Gemeinden anstatt solcher ABM-Mittel fÜr eine be­
qrenzte Zeit finanzielle Zuwendunqen aus dem Bundeshauahalt
erhielten. Die Gemeinden müssen verpflichtet werden, solche
Mittel in Zusammenarbeit mit privaten Unternehmen für die Be­
seltiqunq von Umweltschäden (z.B. Rekultivierunq im Braunkoh­
lenrevier) einzusetzen.

Die Beiträqe der Arbeitslosenversicherunq wie auch der übriqell
Sozialversicherunqen dürfen nicht für verslcherungsfremde LeIstun­

gen heranqezoqen werden. Die So::::ialversicherunqen sind keine
Notksssen des Staates.

Die beitrags- und lefstungsbezogene Renle muß durch private Eiqen­
vorsorQe erQänzt werden. Die Renten bleiben sicher, aber si­
cher nicht ausreichend. Das Rentensystem - ohnehin durch die
Einbeziehunq der Rentner aus den neuen Bundesländern "durchlö­
ch"rt" - wird durch die demoQraphische EntwicklunQ zur unzu­
mutbar..n Belastunq der Erwerbstätigen. Auch deshalb muß
DeutSChland cli .. Einwanderunq steuern.
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3. Die Überwindung der politischen Vertrauenskrise

Kn".,r. "o'i.''''''' m,,~ "f1 rillr l1illzlirh, pmklilrht M(lximr <dIP, "brr ,'1' bielei um
k,im' !riIMd," (;nm<!,,"'''. ,Iir t<"'!ifri.,li!,c F-1l1",iä lutl,("" I.rrinj/u,,,,,, k~",It'''

Politiker und Parteien hatten wohl nie den besten Ruf. Jetzt sind
Bie endqültiq neqativ im Gerede. Seit die Politik durch die deut­
sche Einheit die ~chwierigste Aufgabe seit dem Wiederaufbau z"
bewältigen hat, hat sich der Verdruß über die Politik zur politi­
schen Ve.-t.-auenskriBe ve.-schärft. Die Bürge.- sind durch die rie­
sige Aufqabe "Deutsche Einheit" beunruhigt. Sie haben nicht da!!
Gefühl, daß Politik und Parteien in der VerfaBsung sind, die
drängenden P.-obleme wirklich zu lösen.

Deshalb r;;ibt es nur zwei Antworten auf die politische Vertrauens­
krise: Wir mÜSSen beweisen, daß wir die Probleme der inneren Ein­
heit lösen können. Und wir brauchen ~trukturelle Reformen in der
Politik und den Parteien.

Die Vollendung de.- inne.-en Einheit muß Priorität allen staatli­
chen und gesellschaftlichen Handeins sein.

D~8halb rord~re Ich:

In unser Grundqesetz muß die Staatszielbestimmunq ·Vollendung
der Inneren EInheit" aufQenommen we.-den.

Die Einheit wird nu.- mit den p.-inzipien und We.-ten unseres
Grundgesetzes und unseres Rechtsstaates zu erreichen sein.
Aber wenn wir das im Westen Deutschlands in 40 Jahren Entwi~k­

lung Ube.-regulie.-te System dem Osten aufpfropfen, wird sich
der Aufschwung im Gestrüpp der Bürokratie verfangen.

Bei der Neuordnung der Elgentu/II.JVerhCiltnl.ne in den neUen Bunde"­
ländern wird am Prinzip Rückgabe vor Entschädir;;unr;; festr;;ehal­
ten. Jede Abkehr von diesem Prinzip würde ins Chaos führen.
Altem SED-Unrecht da.-f nicht neues Unrecht folgen. Die Hint.H·­
lassenschaft von 40 Jahren sozialistischer Unrechtshe.-.-schaft
und Mißwirtschaft müssen beseitigt werden. Schnelle Reprivati­
sierunq des enteigneten Vermör;;ens und eine gleichzeitige no~h

weitergehende ÖffnunQ des p.-inzips für die Vo.-fahrt von lnve­
stltionen sind hier die besten Mittel. Zusätzlich müssen büro­
kratische Hemmnisse in den Verfahren beseitir;;t werden. Die fln­
forderunQen der neuen Bundesländer nach personeller Hilfe sind
weitqehend zU e.-fÜllen. Deswer;;en muß bei Beförderunqen im öf­
fentlichen Dienst de.- alten Bundesländer die Bereit8chaft zum
Dienst in den neuen Bundesländern berilcksichtiqt werden.
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Die deutsche Einheit stellt uns mehr Aufgaben als nur die An­
gleichung der Lebensverhältnisse. Sie {ordert uns auch dazu
auf, die Menschen in den neuen Bundesländern mit dem Stasi-Er­
be nicht allein zu lassen. Die Bewältigung des Stasl~E,.bes ist für
alle Deutschen eine "roße HerausCorderunq. Niemand sollte sich
der Illusion hinqeben, daß das Stasi-Unrecht, das im Osten
Deutschlands beqangen wurde, auch nur dort bewältiqt werden
muß. Die Stasi-Vergangenheit läßt sich nicht nach dem Motto
behandeln: Im Osten q"schehen, im Osten bewältigen. Die AuCll1'­
beitung der Geschichte des SED-Unrechtsreqimes 1st vielmehr
Aufgabe aller Deutschen.

Ver RechlslIJetremlsmus erlebt eine Wiederkehr durch die politi­
sche VertrauenSkrise der etablierten Parte~en. RechtseKtreme
tl'aQen :::ur LösllnQ deI" Probleme nichts bei. Aber auf dem Boden
zatldernder und zögerlichel' Politik blüht die El'nte der Demago­
Qen und Polit-AQitatoren. Die Schlichtheit der radikalen Bot­
schaft empfinden viele als wohltuend, weil nachvoll:::iehbar.
Die :::unehmende Kompli:::iertheit von Politik und Gesellschaft
und das Gefühl, die Politiker versagten, werden die Gruppe der
Uberforderten wachsen lassen und damit das Fotential für die
rechts extremen Weltvereinfacher noch vergrößern. Deshalb muß
die Folitik einerseits durch eigene Leistungen überzeuQen und
andererseits die RechtseKtremen als das entlarven. waS sie
sind, nämlich raffinierte RattenfänQer.

Wir braUChen ein KOluepl ~Ul' ZlvllcouI't1ge. Unser Rechtsstaat kann
nur funktionieren, wenn ihn die ehrlichen BürQer aktiv traQen.
Die alltäQliche Kr1minalität macht den Bürgern AnQst. Es ist
ein TruqschluB, daß man Verbrecher mit immer neuen FaraQra­
phen besser fanQen könnte. Die BestrafunQ beQinnt immer erst,
wenn die Polizei den Täter hat. Alle Verbesserungen in der Po­
li:::eiarbeit und StrafverschärfunQen nüt:::en nichts, wenn die
BürQer weQsehen bei kriminellen HandlunQen oder bei Gewalt auf
der Straße, wenn sie sich vor ZeugenaussaQen drücken und Ce­
setzesübertretunQen in vielen Fällen für Kavaliersdelikte hal­
ten.

Ein neues Verhi:iltnls '\.Ion Bürger und Staat ist eine SchlüsselfraQe
für die Zukunft von Freiheit und WOhlstand in Deutschland. Der
Vorrang für die Freiheit des einzelnen vor der Macht des Staa·
tes gehört zum Kernbestand der liberalen Philosophie. Dabei
verkennen Liberale nicht die JamlsköpfiQkeit des Staates, der
stets Freiheit beschränkt, aber stets auch Freiheit sichert.
Jedes politische Handeln dreht sich im Ergebnis um die sensi­
ble Gewichtunq zwischen staatlichem EinQriff und persönlichem
Cestaltung5raum. Aber diese AbwäQunq findet in der Diskussion
politischer Probleme kaum noch statt. Der Ruf nach dem Staat
ist im CeQenteil lauter Qeworden in den letzten Jahren, und
sehr viele Menschen fordern fast blindlinQs neue staatliche
ReQelunQen bei fast jedem neuen Problem.

Auch die Politik ~eaQ1ert bei jedem Problem m1t dem Reflex der
CesetzqebunQ. Die Flut von Geset:::en und Verc~dnunqen hat aber
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nicht zu mehr sondern zu wenige.· Recht für den Bürger gefUhrt.
Das Recht ist zur Waffe in der Hand des Rechtskundigen gewor­
den.

Die Blirokratisienmg menschlichen Lebens hat in einem uner­
träglichen Ausmaß zugenommen. Immer mehr Reglementierungen
sorgen für eine schleIchende Elnengung, Kanal/slerung und NlvelUerung

der persönlfchen Freiheit und gefährden daml t unsere Zukunftschan­
cen in der weltweiten Entwicklung zur Informationsgesell­
schaft. Durch die Informationsgesellschaft ist mehr Freiheit
nicht nUr möglich, sondern zwingend nötig. Radikal müssen wir
Individualität, Kreativität, Lelstunosbereitschaet und Eioen­
verantwortung freisetzen, denn das sind die entscheidenden Er­
folgsfaktoren für die Gesellschaft der Zukunft.

Aber Deutschland geht noch in die genau entgegengesetzte Rich­
tunQ. Die Sehnsucht nach dem fürsorge- und Vollkaskostaat
nimmt bei uns immer noch zu, während selbst in Schweden dieser
teure IrrweQ inzwiSChen verlassen wird. Bei uns hat jeder den
Beifall sicher, dem noch etwas einfällt. was beschränkt, ver­
ordnet und verboten werden könnte. Bei uns geht inzwischen je­
de zweite Mark über den Staat und die Sozialversicherungskas­
sen (Staatsquote) . Staatliche Bürokratie beschäftiqt sich
überwieqend damit, das Geld des Bürgers Zu konsumieren und den
verbliebenen Rest an die Bürqer zurückzuqeben. für jeden Wech­
selfall des Lebens gibt es tonnenweise Gesetzestexte, und vie­
le merken gar nicht mehr, wie ihre schöpferischen Kräfte im
wuchernden Paragraphendschungel erstickt werden. Max Weber hat

Bürokratie als das Gefängnis künftiger VIsionen bezeichnet. InzwI­
schen hat die täglich wachsende und wuchernde Bürokratie
längst die Spiel räume der Gegenwart eingesperrt. Und viel zu
viele Menschen halten den Kraken Bürokratie für die Normali­
tät.

Wir müssen weniger Stoa! und weniger Bürokratie waQen. Wir mussen
uns lösen vom bisherigen Staats- und Planungsdenken. Der Staat
ist ein schlechter Unternehmer und ein schlechter Dienstlei­
stungsbetrieb. Wir braUChen einen radikalen Abbau der Bürokra­
tie und eine radikale Beschneidung des Staates auf seine rein
hoheitlIchen Aufgaben. Der alte Vater Staat und sein patriar­
Chalischer Reqelungsdrang mÜSSen sterben, damit individuelle
I;"reiheit, wirt!lchaftlicher Erfolg und Qesell!lchaftliche Zu­
kunft eine Lebenschance haben.

Meine Streitschrift für Bürokratieabbau wurde zum AusqanQs­
punkt für das VOll der f.D.P. beschlossene Konzept "Weniger
Staat I Weniger Burokratiel". Darin sind meine zahlreichen Ein­
zelforderungen genannt, wie wir die Aufgaben und die Grenzen
der Staatstätiqkeit so bestimmen können, daß der einzelne Bür­
ger ein Optimum "n persönlichem Gestaltunqsraum erhält und
gleichzeitig seine Bereitschaft zu persöniicher und sozialer
Verantwortung gestärkt wird.
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Mehr freiheit und weniger Staat wird zum rationalen Gebot für
die Zukunftsgestaltung. Den lmperativ f\ir das Ver.-hältnis VOn
Staat und Bürger hat Montesquieu vor über 200 Jahren formu­
liert: "Wenn es nicht nötig ist, ein Gesetz zu machen, dann
ist es nötl,.. kein Gesetz zu machen."

Die Gründe der wachsenden Polftfkverdrossenhelt sind vielfältiq. Dazu
gehört auch die Vielzahl der Wahlen im vereinten Deutschland.
DeShalb bl;"auchen wir die Bündelung der WGhl!ermlne. Oie 19 Wilhlen
des "Supeni'ahljahres 1994" werden zu einem Dauerwahlkampf führen,
der die Politik weitgehend handlungs- und entscheidungsunfähig
macht, sachorientierte Lösungen verzögert, Politikverdrossenheit
und Wahlmüdigkeit verstärkt. Deswegen fordere ich die grundge­
setzliehe Festlegung von zwei Wahl terminen im Jahr.

Eine zentrale Ursache der Politikverdrossenheit bei uns in
Deutschland ist aber ganz sicherlich, daß die direkte politische
Arbeit von viel zu wenig Menschen getragen wird.

Denn hier liegt ein wesentlicher Teil der Lösung. Gehaltskürzun­
gen bei Ministern, unabhängige Kommissionen für Abgeordnetendiä­
ten und allgemeine Besserungsparolen bleiben allesamt kosmetisch.
Sie vergrößern soqar eher die Distanz zwischen Wähler und Gewähl­
ten, sie überschminken keine Schwächen, sie traqen eher Zell· Beto­
nung der pauschalen Beanstandungen bei und geben allqemeiner Kri­
tik nur neue Nahrung.

Politik konkurriert mit zahlreichen anderen gesellschaftlichen
Aktionsmöqlichkeiten. Das ehrenallltllche Engagement In ParteIen und fUr
Parteien lößt nach, hat mit seinem "Unterhaltunqswert" keine Chance.
Die Mitgliederzahlen sinken. Schon mangels Masse können die Par­
teien die Massen immer weniger erreichen, ihre Aufgabe als Mitt­
ler zwischen Bürger und Staat immer weniger wahrnehmen_

Daran sind die Parteien z.T. selbst schuld. Wil machen Partei ar­
beit immer noch, als sei gerade das Dampfmaschinenzeitalter ange­
brochen. Seit hundert Jahren hat sich an den grundsätzlichen
Strukturen der Parteiarbeit nichts verändert.

DeShalb wird es Zeit für eine radIkale Reform der Partelarbeil, die die
Parteien näher zum Bürger und die Bürger näher zU den Parteien
brinqt. Gerade bei diesem Thema will ich keine Forderungen an an­
de'-e stellen, sondern an uns selbst. Die F.D.? muß sieh durch
eine Reform ihrer Strukturen den Anforderungen der modernen Ge­
sellschaft öffnen. Die F.D.P. muß zu ~ liberalen Bürgerpartei
in Deutschland werden.
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Die Thesen meines Konzeptes sind:

1. Die F .D.P. paßt ihre Parteistruktur an die Bedingungen der In­
formations<;lesellschaft an. Die Struktur reform C'rientiert sich da­
bei an den neuen Verhaltensweisen der Bürger und an einem effek­
tiven Einsatz der Parteiressourcen.

2. Die F.D.P. öffnet sich dem direkten Einfluß der Bürger in Form
Liberaler Clubs, die die Menschen nicht zur Parteimitgliedschaft
verpflichten und doch politische MitwirkungsmöQlichkeiten anbie­
ten, bis hin zum AntraQsrecht auf Parteitagen und zur Mitwirkung
bei der Kandidatenwahl.

3. Die Reform der FührunQsstruktur der F.D.P. crientiert sich an
den Zielen der Herstellung vOn mehr Transparenz, der effektiven
EntscheidunQsfindung, der AnerkennunQ des Dualismus FraktionjRe­
QierunQ auf der einen Seite und Partei auf der anderen.

4. Die Führungsgremien der Partei teilen sich auf in Gremien, die
politische Richtungsentscheidungen von strate<;lischer BedeutunQ
treffen und die Durchführun<;l kontrollieren (Bundesparteitag und
Bundesvorstand) und in ellekutive Gremien, die für die Umsetzung
der Politik sorgen (Fraktions-, (einschließlich qqf. Regierungs­
management) und Parteimanaqement).

Wer die Freihel! liebt. ho:t keinen Grund. vor den Problemen du vereinigIen
DeutSChlands zu venagen. Gefrogt Ist eine klare ....nalyse von Erfolgen und
Fehlern. Und VOr3chliige. wIe Fehler vermieden und Erfolge vermehrt werden
können. l)(lrüber müuen wIr In Deutschland miteinander reden. nolfo!!s ouch
strellen. Dazu \<Im dIese Schrift einen Beflrag leIsten, sfe wfll (Inregen. MIß­
mut durch Mut zu überwinden.

Bad Münstereifei. 19. August 1992
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